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  Jahre ist es her, seit Nelson Mandela am . Februar  
freigelassen und das Ende der (offiziellen) Apartheid in Süd-
afrika eingeläutet wurde. Für uns ist Erinnerungs- und Aktua-
lisierungsarbeit in mehrfacher Hinsicht angezeigt: 

Einerseits war die Solidarität mit den Opfern der Apartheid 
in den er Jahren ein zentrales 'ema der 'eBe (mit der 
Arbeitsgruppe Kairos und dem grossen Solidaritätstreffen 
). Andererseits warten wir noch heute auf die Aufarbei-
tung der Beziehungen Schweiz-Südafrika. 

Drittens treten im Südafrika-Engagement von Kirchen und 
kirchlichen Gruppen während der Apartheidzeit beispielha) 
jene Argumentationsmuster und Bruchlinien zu Tage, wie sie 
sich wieder – vielleicht verdeckter – in den Debatten um das 
WEF, die Globalisierung von oben, die Besetzung des Stif-
tungsrates des H und sicher auch in noch kommenden De-
batten zeigen und zeigen werden.

An den Anfang des He)es stellen wir Auszüge aus dem 
Kairos-Dokument von , welches auch noch für heute 
wichtige Kategorien für eine politisch-theologische Analyse 
anbietet. Pia Hollenstein beleuchtet anschliessend die politi-
sche Aufarbeitung der Rolle der Schweiz und wir zeigen, wie 
Hans Fässler den Finger erfolgreich auf einen wunden Punkt 
im SPS-Parteiprogramm legt. Mascha Madörin richtet den 
Blick zurück auf die Südafrika-Sanktionenbewegung und vor-
aus auf die Handlungsmöglichkeiten in kommenden Ausein-
andersetzungen. Barbara Müller und Urs Sekinger berichten 
von der Kampagne für Entschuldung und Entschädigung im 
Südlichen Afrika. Daniel Ammann schliesslich geht in seinem 
Workout den Beziehungen als tragendem Element seines Süd-
afrika-Engagements nach.

So ist für uns auch in dieser Nummer Erinnerung nicht 
eine nostalgische, sondern eine gefährliche: Erinnerung, die 
«unsere Gegenwart bedrängt und in Frage stellt, weil wir uns 
in ihr an unausgestandene Zukun) erinnern» (Metz).

       Auszug aus dem Kairos-Dokument (): Eine 
         Herausforderung an die Kirchen 

Pia Hollenstein: Kritik braucht einen langen Schnauf
      Hans Fässler: Kolonialismus und Wiedergut-

         machung im SP-Parteiprogramm 
Mascha Madörin: Die alte Frage der Handlungsfähigkeit

     Barbara Müller/Urs Sekinger: Apartheid – unfinished  
         business

     Daniel Ammann: Workout - Ich bin eine Stimme im  
         grossen Chor

    Aus der Bewegung für Solidarität und Befreiung 

In Erwägung, dass wir der Regierung
was sie immer auch verspricht, 
nicht traun
haben wir beschlossen, 
unter eigner Führung 
uns ein gutes Leben aufzubaun

Bertolt Brecht, In Erwägung
(aus: Die Tage der Commune)



 Das Kairos-Dokument erschien im 
September 1985 kurz nach der Verhän-
gung des Ausnahmezustandes. Es ist ein 
herausragendes Beispiel kontextueller 
%eologie: eine Re&exion auf die kon-
krete Lage Südafrikas; ein Versuch, in 
einer schwierigen Situation eine bib-
lische und theologische Grundlage für 
das eigene Engagement zu 'nden. Das 
Kairos-Dokument wirkte weit über 
Südafrika hinaus und bestärkte viele im 
Engagement gegen die Apartheid. 

Wir drucken das Einleitungskapitel 
und die kritische Analyse der «Kirchen-
theologie» (Kapitel 3), denn sie trägt 
unseres Erachtens auch noch heute ein 
Potential für unsere Kämpfe und Aus-
einandersetzungen in sich (Wef, Globa-
lisierungskritik, Heks, etc.). Der ganze 
Text (inkl. Kapitel 2 «Kritik der Staats-
theologie», Kapitel 4 «Auf dem Weg zu 
einer prophetischen %eologie») 'ndet 
sich auf der Homepage der %eBe. Die 
deutsche Fassung erschien ursprünglich 
als Nr. 64 (1985) der Emw-Informatio-
nen. Der Abdruck erfolgt mit freund-
licher Genehmigung des Evangelischen 
Missionswerks in Deutschland (Emw). 
Die englische Version ist grei2ar via 
http://www.sahistory.org.za/pages/
library-resources/o3cial%20docs/
kairos-document.htm.

Die Zeit ist gekommen, die Stunde der 
Wahrheit ist da. Südafrika ist in eine 
Krise gestürzt worden, die unsere Fun-
damente erschüttert. Alle Anzeichen 
sprechen dafür, dass diese Krise eben 
erst begonnen hat, dass sie sich vertiefen 
und in den kommenden Monaten noch 
bedrohlichere Ausmasse annehmen wird. 
Es ist dies der K oder die Stunde 
der Wahrheit, nicht nur für die Apart-
heid, sondern auch für die Kirche. 

Als 'eologen haben wir versucht, 
die theologische Bedeutung dieses in 
der Tat sehr ernsten Augenblicks un-
serer Geschichte zu verstehen. Für sehr 
viele Christen in Südafrika ist dies der 
K, die Stunde der Gnade und der 
Möglichkeiten, die angenehme Zeit, in 
der Gott uns zu entschiedenem Han-
deln herausfordert. Es ist ein gefähr-
licher Augenblick, denn wird diese 
Chance verpasst, und nehmen wir sie 
nicht wahr, wird der Verlust für die Kir-
che, für das Evangelium und für alle 
Menschen Südafrikas unabschätzbar 
sein. Jesus weinte über Jerusalem. Er 
weinte, weil die Zerstörung der Stadt 
und das grosse Sterben ihrer Bewohner 
unmittelbar bevorstand, «darum, dass 
du nicht erkannt hast die Zeit (K), 
darin du heimgesucht. bist» (Lk ,).

Eine Krise ist ein Urteilsspruch, der 
einige zum Besten und andere zum 
Schlimmsten anspornt. Eine Krise ist 
die Stunde der Wahrheit, in der deutlich 
wird, wer wir wirklich sind. Da gibt es 
kein Verstecken mehr und keine Mög-
lichkeit vorzutäuschen, was wir nicht 
sind. Diese entscheidende Zeit in Süd-
afrika wird offenbar machen, was die 
Kirche in Wirklichkeit ist, und kein Ver-
tuschen wird mehr möglich sein.

Obwohl es vielen von uns schon im-
mer deutlich war, zeigt die gegenwärtige 
Krise, dass die Kirche gespalten ist. Im-
mer mehr Menschen geben heute zu, 
dass es in der Tat zwei Kirchen in Süd-
afrika gibt - eine Weisse Kirche und eine 
Schwarze Kirche. Selbst. innerhalb der-
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selben Denomination gibt es in Wirk-
lichkeit zwei Kirchen. In der sich jetzt in 
Südafrika zuspitzenden tödlichen Aus-
einandersetzung zwischen unterschied-
lichen sozialen Krä)en stehen Christen 
(oder jedenfalls Menschen, die sich 
Christen nennen) auf beiden Seiten des 
Konfliktes; andere versuchen, ihren Platz 
zwischen den Fronten zu bewahren. 

Beweist dies, dass der christliche 
Glaube bedeutungslos und nicht rele-
vant für unsere Zeit ist? Zeigt dies, dass 
man die Bibel jedem Zweck dienlich 
machen kann? – Derlei Probleme wären 
für die Kirche unter beliebigen Umstän-
den gefährlich genug. Doch zieht man 
in Betracht, dass sich der Konflikt in 
Südafrika zwischen Unterdrückern und 
Unterdrückten abspielt, dann verschär) 
sich die Krise für die Kirche als Institu-
tion um noch vieles mehr. Sowohl Un-
terdrücker als auch Unterdrückte neh-
men für sich Loyalität zu ein und 
derselben Kirche in Anspruch. Beide 
sind in derselben Taufe getau) und bre-
chen dasselbe Brot des Leibes und Blutes 
Jesu Christi. Während wir in ein und 
derselben Kirche sitzen, werden draus-
sen christliche Kinder von christlichen 
Polizisten geschlagen und umgebracht; 
christliche Gefangene werden zu Tode 
gefoltert, während wieder andere Chris-
ten dabeistehen und kra)los zum Frie-
den aufrufen. 

Die Kirche ist gespalten, und ihr Tag 
des Gerichts ist angebrochen. 

Die Stunde der Wahrheit hat uns he-
rausgefordert, die unterschiedlichen 
'eologien unserer Kirche zu analysie-
ren und eindeutige und mutige Aussa-
gen zur tatsächlichen Bedeutung dieser 
'eologien zu machen. 

Wir unterscheiden drei 'eologien. 
die wir als ‹Staatstheologie›, ‹Kirchen-
theologie› und ‹Prophetische 'eolo-
gie› klassifiziert haben. In unserer 
durchgängigen Kritik der beiden erste-
ren 'eologien wollen wir kein Blatt vor 
den Mund nehmen; dafür ist die Lage zu 
ernst.

[im Originaltext folgt nun: 
2. Kritik der ‹Staatstheologie›]

Wir haben die Erklärungen analysiert, 
die von Zeit zu Zeit von den sogenann-
ten englischsprechenden Kirchen abge-
geben werden. Wir haben gelesen, was 
Kirchenführer in ihren Reden und Pres-
seerklärungen zum Apartheidregime 
und zur gegenwärtigen Krise zu sagen 
pflegen. In all diesen Verlautbarungen 
sind wir auf eine Reihe im Zusammen-
hang stehender theologischer Auffas-
sungen gestossen. Wir haben uns ent-
schlossen, diese Auffassungen ‹Kirchen-
theologie› zu nennen. Wir sind uns sehr 
wohl bewusst, dass diese 'eologie 
nicht dem Glauben der Mehrheit der 
Christen Südafrikas, die den grösseren 
Teil der meisten unserer Kirchen aus-
macht, entspricht. Wie dem auch sei, die 
von den Kirchenführern geäusserten 
Ansichten werden in den Medien und 
allgemein in unserer Gesellscha) als die 
offizielle Meinung der Kirchen verstan-
den. Deshalb haben wir uns dafür ent-
schieden, diese Ansichten ‹Kirchenthe-
ologie› zu nennen. Die heutige Krise 
jedoch fordert uns dazu heraus, diese 
'eologie in Frage zu stellen, ihre vo-
rausgesetzten Annahmen in Frage zu 
stellen, ebenso ihre Implikationen und 
praktische Durchführbarkeit. 

Diese 'eologie übt begrenzte, zu-
rückhaltende und vorsichtige Kritik an 
der Apartheid. Ihre Kritik ist jedoch 
oberflächlich und bewirkt das Gegen-
teil. Denn anstatt eine tiefgreifende 
Analyse der Zeichen unserer Zeit vor-
zunehmen, verlässt sie sich auf einige 
wenige, aus dem Vorrat christlicher Tra-
dition entnommene Begriffe und wen-
det diese wiederholt und unkritisch auf 
unsere Situation an. Begriffe, die von 
Kirchenführern benutzt werden und 
die wir an dieser Stelle untersuchen wol-
len, sind: Versöhnung (oder Frieden), 
Gerechtigkeit und Gewaltlosigkeit.
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Für die ‹Kirchentheologie› gilt ‹Versöh-
nung› als Schlüssel zur Problemlösung. 
Sie spricht von der Notwendigkeit der 
Versöhnung .zwischen Weiss und 
Schwarz bzw. zwischen allen Südafrika-
nern. Die ‹Kirchentheologie› pflegt den 
christlichen Standpunkt o) folgender-
massen zu beschreiben: «Wir müssen 
fair sein. Wir müssen beide Seiten hö-
ren. Wenn sich beide Seiten nur zu Ge-
sprächen zusammensetzen würden und 
miteinander verhandeln, dann wird 
man Differenzen und Missverständ-
nisse ausräumen und den Konflikt bei-
legen.» – Das mag sich nach aussen hin 
sehr christlich anhören, doch ist es das 
in Wirklichkeit? 

Der Trugschluss hierbei liegt in der 
Tatsache, dass ‹Versöhnung› zu einem 
absoluten Prinzip gemacht worden ist, 
das in allen Konfliktfällen und bei jeder 
Meinungsverschiedenheit angewandt 
werden muss. Doch nicht alle Konflikt-
fälle gleichen sich. Man stelle sich einen 
privaten Streitfall zwischen zwei Per-
sonen oder Gruppen vor, der aus Miss-
verständnissen entstanden ist. In einem 
solchen Fall ist es angemessen, Ge-
spräche und Verhandlungen zu führen, 
um die Missverständnisse auszuräumen 
und die beiden Seiten miteinander zu 
versöhnen. 

Doch gibt es auch andere Konflikte, 
in denen die eine Seite recht hat und die 
andere im Unrecht ist. Es gibt Konflikte, 
in denen die eine Seite ein voll bewaff-
neter und gewaltsam vorgehender Un-
terdrücker ist, während die andere Seite 
wehrlos der Unterdrückung ausgesetzt 
ist. Es gibt Konflikte, die nur als Kampf 
zwischen Gerechtigkeit und Ungerech-
tigkeit, zwischen Gut und Böse, zwi-
schen Gott und dem Teufel bezeichnet 
werden können. Diese beiden Seiten 
versöhnen zu wollen, ist nicht nur eine 
falsch verstandene Anwendung des 
christlichen Begriffs der Versöhnung, 
sondern ein völliger Verrat an dem, was 
der christliche Glaube überhaupt be-

deutet. Nirgendwo in der Bibel oder in 
der christlichen Tradition ist jemals der 
Gedanke aufgetaucht, dass wir eine Ver-
söhnung erreichen sollten zwischen 
Gut und Böse, zwischen Gott und dem 
Teufel. Es ist uns aufgetragen, das Böse, 
die Ungerechtigkeit, Unterdrückung 
und Sünde zu überwinden – nicht uns 
damit zu arrangieren. Wir müssen dem 
Teufel Widerstand leisten, ihn konfron-
tieren und ihn von uns weisen, und 
nicht versuchen, uns mit ihm an einen 
Tisch zu setzen. 

In unserer heutigen Lage in Südafri-
ka wäre es ganz und gar unchristlich, 
um Versöhnung und Frieden zu bitten, 
ehe nicht die bestehenden Ungerechtig-
keiten beseitigt sind. Jede derartige Bitte 
spielt in die Hand der Unterdrücker, 
weil sie versucht, uns als Unterdrückte 
dazu zu bewegen, die Unterdrückung zu 
bejahen, und uns mit den unerträg-
lichen Verbrechen, die gegen uns be-
gangen werden, auszusöhnen. Dies ist 
nicht christliche Versöhnung, es ist Sün-
de. Diese Einstellung würde uns auffor-
dern, Komplizen unserer eigenen Un-
terdrückung, Diener des Teufels zu 
werden. Ohne Gerechtigkeit ist in Süd-
afrika keine Versöhnung möglich. 

Dies bedeutet in der Praxis, dass oh-
ne Busse weder Versöhnung noch Ver-
gebung noch Verhandlungen möglich 
sind. Die biblische Lehre von Versöh-
nung und Vergebung stellt eindeutig 
klar, dass nur der Vergebung empfangen 
und mit Gott versöhnt sein kann, der 
wegen seiner Sünden Busse tut. Ebenso 
wenig wird von uns erwartet, dem un-
bussfertigen Sünder zu vergeben. Wenn 
er Busse tut, müssen wir bereit sein, ihm 
siebenmal siebzigmal zu vergeben; doch 
ehe dies geschieht, müssen wir denen, 
die sich an uns versündigen, Busse pre-
digen. Versöhnen, Vergeben und Verhan-
deln werden erst dann in Südafrika un-
sere Pflicht als Christen sein, wenn das 
Apartheidregime Anzeichen echter 
Busse zeigt: Die kürzlich von P.W. Botha 
in Durban gehaltene Rede, die fortge-



setzten militärischen Repressionen ge-
gen die Bevölkerung in den Townships 
und die Festnahme aller Regierungs-
gegner sind eindeutiger Beweis für das 
Fehlen jeglicher Bussfertigkeit auf Sei-
ten des gegenwärtigen Regimes.

Nichts wünschen wir mehr als wahre 
Versöhnung und echten Frieden – den 
Frieden, den Gott gibt, und nicht den 
Frieden, den die Welt gibt (Joh ,). 
Der Frieden, den Gott gibt, steht auf der 
Grundlage von Wahrheit, Busse, Ge-
rechtigkeit und Liebe. Der Frieden, den 
die Welt uns anbietet, ist eine Einigkeit, 
welche die Wahrheit aufs Spiel setzt, Un-
gerechtigkeit und Unterdrückung ver-
tuscht und nur von selbstsüchtigem Ei-
geninteresse motiviert ist. So wie Jesus 
es getan hat, müssen auch wir jetzt die-
sen falschen Frieden entlarven, unsere 
Unterdrücker konfrontieren und Zwie-
tracht säen. Als Christen müssen wir mit 
Jesus sagen: «Meint ihr, dass ich gekom-
men bin, Frieden zu bringen auf Erden? 
Ich sage: Nein, sondern Zwietracht» (Lk 
,). Ohne Gerechtigkeit und Busse 
kann es keinen echten Frieden geben. 

Es wäre falsch, ‹Frieden› und ‹Einig-
keit› um jeden Preis erhalten zu wollen, 
bis hin zu dem Preis von Wahrheit und 
Gerechtigkeit - und noch schlimmer: 
um den Preis von Tausenden junger 
Menschenleben. Als Jünger Jesu sollten 
wir uns vielmehr um jeden Preis für 
Wahrheit und Gerechtigkeit einsetzen, 
selbst um den Preis, auf unserem Wege 
Streit, Uneinigkeit und Zwietracht zu sä-
en. Wollen unsere Kirchenführer dem 
Wort der Bibel wahrha) gerecht werden, 
dann müssen sie sich eine 'eologie zu 
eigen machen, die sich Millionen von 
Christen bereits zu eigen gemacht haben 
– nämlich die biblische 'eologie der di-
rekten Konfrontation mit den Krä)en 
des Bösen, anstatt einer 'eologie der 
Versöhnung mit der Sünde und dem 
Teufel. 

Es wäre falsch, den Eindruck zu vermit-

teln, die ‹Kirchentheologie› in Südafrika 
habe den Ruf nach Gerechtigkeit nicht 
zu ihrem besonderen Anliegen gemacht. 
Sie hat sehr nachhaltig und sehr auf-
richtig Gerechtigkeit gefordert. Doch an 
dieser Stelle muss die sehr ernste theo-
logische Frage gestellt werden: Um wel-
che Gerechtigkeit handelt es sich dabei? 
Eine Überprüfung der kirchlichen Er-
klärungen und Verlautbarungen hinter-
lässt den eindeutigen Eindruck, dass 
eine Gerechtigkeit der Reformen gemeint 
ist, das heisst, eine Gerechtigkeit, die 
von dem Unterdrücker, von der weissen 
Minderheit festgelegt und dem Volk als 
eine Art Zugeständnis angeboten wird. 
Es scheint nicht die radikale Gerechtig-
keit zu sein, die von unten kommt und 
über die das Volk Südafrikas selbst ent-
scheidet. 

Einer der Hauptgründe, der zu dieser 
Schlussfolgerung führte, ist die einfache 
Tatsache, dass fast alle kirchlichen Er-
klärungen und Aufrufe an den Staat 
oder die weisse Bevölkerung gerichtet 
sind. Man scheint von der Annahme 
auszugehen, dass Veränderungen von 
den Weissen oder zumindest von denen 
kommen müssen, die ganz oben sind. 
Im Grossen und Ganzen scheint man 
der Meinung zu sein, man brauche nur 
an das Gewissen und den guten Willen 
derer zu appellieren, die für die Unge-
rechtigkeit in unserem Land verant-
wortlich sind; haben diese einmal ihre 
Sünden erkannt, Busse getan und sich 
mit anderen beraten, dann werden sie 
die notwendigen Reformen des Systems 
durchführen. Warum sonst sollten Kir-
chenführer Gespräche mit P.W. Botha 
führen, wenn dies nicht ihre Vision ei-
ner gerechten und friedlichen Lösung 
unserer Probleme wäre? 

Im Mittelpunkt dieser Auffassung 
steht die Erwartung, dass sich durch 
‹persönliche Bekehrung› als Antwort auf 
‹moralische Appelle› die Strukturen der 
Gesellscha) verändern werden. Dieses 
Muster hat bis heute nicht funktioniert 
und wird es auch in Zukun) nicht tun. 



Die gegenwärtige Krise mit ihrer Bruta-
lität, Grausamkeit und gefühllosen Härte 
ist Beweis genug für die Wirkungslosig-
keit jahrelangen ‹Moralisierens› über die 
Notwendigkeit zu lieben. Bei dem Pro-
blem, mit dem wir uns hier in Südafrika 
auseinandersetzen, geht es nicht nur um 
persönliche Schuld, sondern um struk-
turelle Ungerechtigkeit. 

Tag für Tag leiden Menschen, werden 
zu Krüppeln geschlagen, werden umge-
bracht und gefoltert. Wir dürfen es uns 
nicht bequem machen und darauf war-
ten, dass der Unterdrücker eines Tages 
das Licht erkennen möge, damit die Un-
terdrückten dann die Hand ausstrecken 
und ihn um die Brosamen einiger klei-
ner Reformen bitten könnten. Das wäre 
in sich selbst entwürdigend und würde 
der Unterdrückung Vorschub leisten. 

Reformen sind eingeführt worden, 
und ohne Zweifel wird es in der nahen 
Zukun) noch weitere Reformen geben. 
Es mag sehr wohl sein, dass die Appelle 
der Kirchen an das Gewissen der Weis-
sen in bescheidenem Masse zur Einfüh-
rung einiger dieser Reformen beigetra-
gen haben. Doch können solche Refor-
men jemals als echte Veränderungen an-
gesehen werden, als die Einführung 
wahrer und dauerha)er Gerechtigkeit? 
Reformen, die von oben kommen, sind 
niemals befriedigend. Sie bewirken sel-
ten mehr, als dass die Unterdrückung 
noch wirksamer und noch akzeptabler 
wird. Sollte der Unterdrücker jemals 
echte Veränderung bewirkende Re-
formen einführen, so wird dies nur auf-
grund starken Drucks von Seiten der 
Unterdrückten geschehen können.

Wahre Gerechtigkeit, Gottes Gerech-
tigkeit, fordert eine radikale Verände-
rung der Strukturen, und diese kann nur 
von unten, von den Unterdrückten selbst 
kommen. Gott wird die Veränderung 
durch die Unterdrückten herbeiführen, 
so wie er es mit den jüdischen Sklaven in 
Ägypten getan hat. Gott scha5 seine Ge-
rechtigkeit nicht durch die Reformen 
der Pharaonen dieser Welt. 

Warum also wendet sich die ‹Kir-
chentheologie› eher an die Spitze der 
Gesellscha) als an das leidende Volk? 
Warum fordert diese 'eologie nicht, 
dass die Unterdrückten selbst für ihre 
Rechte einstehen und ihren Unterdrü-
ckern den Kampf ansagen? Warum sagt 
sie den Menschen nicht, dass es ihre 
Aufgabe sei, sich für Gerechtigkeit ein-
zusetzen und die ungerechten Struk-
turen zu verändern? Vielleicht liegt die 
Antwort auf diese Fragen in der Tatsa-
che, dass Appelle von den ‹Spitzengre-
mien› der Kirchen sehr leicht dazu ten-
dieren, Appelle an die ‹Spitzengremien› 
der Gesellscha) zu sein. Ein Appell an 
das Gewissen jener, die den Fortbestand 
des Unrechtssystems gewährleisten, ist 
notwendig. Doch echte Veränderung 
und wahre Gerechtigkeit kann nur von 
unten kommen, von den betroffenen 
Menschen selbst – die meisten von ih-
nen sind Christen. 

Es ist der Einstellung der ‹Kirchentheo-
logie› zur Gewaltlosigkeit, die sich in 
einer allgemeinen Verurteilung von 
allem, was sich mit Gewalt bezeichnen 
lässt, ausdrückt, nicht gelungen, Gewal-
tanwendungen in unserer Situation ein-
zudämmen, sondern in Wirklichkeit 
wurde sie – obgleich unabsichtlich – zu 
einem entscheidenden Faktor für die 
neuerliche Eskalation der Gewalt von 
Seiten des Staates. Hier wird wiederum 
Gewaltlosigkeit zum absoluten Prinzip 
erhoben, angewandt auf alles, was ir-
gendjemand Gewalt zu nennen beliebt, 
ohne Rücksichtnahme darauf, wer von 
dieser Gewalt Gebrauch macht, auf wes-
sen Seite dieser steht und welches Ziel 
er anstrebt. In unserer Situation kann 
diese Einstellung nur gegenteilige Aus-
wirkungen haben. 

Das Problem, das sich hier für die 
Kirche stellt, besteht in dem Gebrauch, 
den die Staatspropaganda von dem Wort 
Gewalt macht. Der Staat und die Medien 
haben sich dafür entschieden, das, was 



Menschen in den Townships in ihrem 
Kampf um Befreiung tun, Gewalt zu 
nennen - nämlich das Werfen von Stei-
nen, das In-Brand-Stecken von Autos 
und Gebäuden und manchmal das Tö-
ten von Kollaborateuren. Doch schliesst 
dieses die strukturelle, institutionali-
sierte und uneinsichtige Gewaltanwen-
dung des Staates aus, insbesondere die 
unterdrückerische und nackte Gewalt 
von Polizei und Armee. Diese Dinge 
werden nicht als Gewalt bezeichnet. 
Selbst wenn ‹unangemessenes Vorge-
hen› zugegeben wird, spricht man von 
‹Verfehlungen› oder sogar von ‹Verstös-
sen›, doch niemals von Gewalt. Deshalb 
bedeutet der Satz ‹Gewalt in den Town-
ships› nur das, was die jungen Leute tun, 
und nicht, was die Polizei oder die 
Apartheid als solche den Menschen an-
tut. Fordert man unter diesen Umstän-
den Gewaltlosigkeit, so setzt man sich 
dem Verdacht aus, Kritik am Wider-
stand des Volkes zu üben, während man 
gleichzeitig die Ausübung von Gewalt 
seitens der Polizei und des Staates recht-
fertigt oder zumindest übersieht. So 
verstehen es nicht nur der Staat und sei-
ne Anhänger, sondern auch die Men-
schen, die um ihre Freiheit kämpfen. In 
unserer Lage ist Gewalt ein mit vielen 
Hypotheken belastetes Wort. 

Es stimmt, dass auch in Erklärungen 
und Verlautbarungen der Kirche das ge-
waltsame Vorgehen der Polizei verurteilt 
wird. Es heisst darin, dass die Kirche jede 
Anwendung von Gewalt ablehne. Doch 
ist es – insbesondere unter den gegebe-
nen Umständen – berechtigt, das rück-
sichtslose und repressive Handeln des 
Staates einerseits und die verzweifelten 
Verteidigungsversuche des Volkes ande-
rerseits mit ein und demselben Wort zu 
bezeichnen, nämlich mit dem Wort ‹Ge-
walt›, deren Anwendung die ‹Kirchen-
theologie› pauschal verurteilt? Müssen 
derartige Abstraktionen und Verallge-
meinerungen nicht für noch mehr Ver-
wirrung sorgen? Wie ist es möglich, Un-
terdrückung, Ungerechtigkeit  und Do-

mi-nation mit Widerstand und Selbst-
verteidigung gleichzusetzen? Wäre es be-
rechtigt, beides – die physische Gewalt 
eines Sexualverbrechers und der phy-
sische Widerstand einer Frau, die sich 
wehrt – mit demselben Begriff ‹Gewalt› 
zu bezeichnen? 

Überdies finden sich weder in der Bi-
bel noch in unserer christlichen Traditi-
on Hinweise, die derartige Verallgemei-
nerungen zulassen würden. Überall in 
der Bibel wird das Wort ‹Gewalt› (vio-
lence) nur da gebraucht, wo das Tun 
eines gottlosen und bösen Unterdrü-
ckers beschrieben wird. [Es folgen 
versch. Bibelstellen aus dem Ersten Te-
stament] 

Das Wort ‹Gewalt› (violence) wird 
niemals gebraucht, um das Vorgehen der 
Armen Israels in ihrem Widerstand ge-
gen Aggression und ihrem Kampf um 
Befreiung zu beschreiben. Wenn Jesus 
uns anweist, die andere Backe darzubie-
ten, so sagt er uns, dass wir nicht Rache 
üben sollen; er sagt nicht, dass wir uns 
oder andere niemals verteidigen dürfen. 
Die Anwendung physischer Gewalt 
(physical force), um sich gegen Tyrannen 
und Aggressoren zur Wehr zu setzen, ist 
in einer langen und gleichbleibenden 
christlichen Tradition begründet. In an-
deren Worten: Es gibt Umstände, unter 
denen physische Gewaltanwendung 
(physical force) erlaubt ist. Diese Um-
stände sind äusserst begrenzt – Gewalt 
darf nur als letzter Ausweg oder als das 
kleinere von zwei Übeln gelten oder, wie 
Bonhoeffer es nannte, «die geringere von 
zwei Möglichkeiten, schuldig zu wer-
den». (Zum Problem bei Bonhoeffer ver-
gl. Ges. Schri)en III, S. . Anm. d. 
Übers.) Es ist einfach nicht wahr, wenn 
gesagt wird, dass jegliche Anwendung 
physischer Gewalt mit Gewalttätigkeit 
gleichzusetzen und, unter welchen Um-
ständen auch immer, niemals zulässig 
sei. 

Das soll nicht heissen, dass es Men-
schen, die unterdrückt werden, erlaubt 
sei, zu jeder beliebigen Zeit ein belie-



biges Mass an Gewalt (force) anzuwen-
den, nur weil sie um ihre Befreiung 
kämpfen. Es hat Fälle gegeben, die kein 
Christ jemals gutheissen kann, in denen 
Menschen verletzt und getötet wurden. 
Doch hier liegen die Gründe unserer 
Missbilligung in der Sorge um echte Be-
freiung und in der Überzeugung, dass 
derlei Vorkommnisse unnötig, unge-
rechtfertigt und kontraproduktiv sind, 
und nicht, weil solche Fälle unter die 
pauschale Verurteilung jeglicher Ge-
waltanwendung unter welchen Umstän-
den auch immer fallen. 

Was schliesslich die erklärte Gewalt-
losigkeit der ‹Kirchentheologie› in den 
Augen vieler – uns selbst eingeschlossen 
– äusserst verdächtig macht, ist die still-
schweigende Unterstützung, die der 
wachsenden Militarisierung des südafri-
kanischen Staates von Seiten vieler Kir-
chenführer zuteil wird. Wie ist es mög-
lich, jede Gewaltanwendung zu verur-
teilen und dennoch Militärpfarrer zum 
Dienst in einer äusserst gewalttätigen 
und unterdrückerischen Armee zu er-
nennen? Wie kann man Gewaltanwen-
dung verurteilen und es dennoch zulas-
sen, dass weisse junge Männer ihrer 
Einberufung in die Streitkrä)e, Folge lei-
sten? Ist es deshalb, weil die Einsätze von 
Polizei und Armee als Verteidigung ge-
sehen werden? 

Das wir) die äusserst ernste Frage  
auf, auf wessen Seite diese Kirchenfüh-
rer wohl stehen mögen. Warum gilt das 
Vorgehen der jungen Schwarzen in den 
Townships nicht als Verteidigung? 

Auf wessen Seite man steht, scheint in 
der Praxis darüber zu entscheiden, was 
mit ‹Gewalt› (violence) und was mit 
‹Selbstverteidigung› bezeichnet wird. Je-
den Gebrauch physischer Gewalt (phy-
sical force) als ‹Gewalttätigkeit› (vio-
lence) zu bezeichnen, ist ein Versuch, 
Neutralität zu wahren und sich zu wei-
gern, selbst zu urteilen, wer im Recht 
und wer im Unrecht ist. Der Versuch, in 
diesem Konflikt neutral zu bleiben, ist 
sinnlos: Neutralität ermöglicht, den 

Fortbestand des Status quo der Unter-
drückung (und damit der Gewalttätig-
keiten). Es ist eine Haltung, die den Un-
terdrücker stillschweigend unterstützt.

Es genügt nicht, Kritik an der ‹Kirchen-
theologie› zu üben, wir müssen diese 
Kritik auch begründen. Was steckt hin-
ter den Fehlern, Missverständnissen 
und Unzulänglichkeiten dieser 'eolo-
gie? 

An erster Stelle möchten wir auf das 
Fehlen jeglicher sozialer Analyse hinwei-
sen. Wir haben aufgezeigt, wie die ‹Kir-
chentheologie› dazu tendiert, sich abso-
luter  Prinzipien wie Versöhnung, Ver-
handlung, Gewaltlosigkeit und friedli-
cher Lösungen zu bedienen, und diese 
unterschiedslos und unkritisch auf jede 
Situation anzuwenden. Geringe An-
strengungen werden unternommen, um 
zu analysieren, was in unserer Gesell-
scha) vor sich geht und warum dem so 
ist. Es ist nicht möglich, gültige mora-
lische Urteile über eine Gesellscha) zu 
fällen, ohne überhaupt den Versuch ge-
macht zu haben, diese Gesellscha) zu 
verstehen. Die Analyse der Apartheid, 
die der ‹Kirchentheologie› zugrunde 
liegt, ist ganz einfach inadäquat. Die ge-
genwärtige Krise hat sehr eindeutig zu-
tage gebracht, dass die Bemühungen der 
Kirchenführer, wirksame und begehbare 
Möglichkeiten zur Veränderung unserer 
Gesellscha) herbeizuführen, fehlge-
schlagen sind. Dieses Fehlschlagen ist in 
nicht geringem Masse der Tatsache zu-
zuschreiben, dass die ‹Kirchentheologie› 
keine Sozialanalyse entwickelt hat, die es 
ihr ermöglichen würde, die Mechanis-
men von Ungerechtigkeit und Unter-
drückung zu durchschauen. 

In engem Zusammenhang damit 
steht der Mangel an angemessenem Ver-
ständnis für Politik und politische Stra-
tegie. Grundlegend ist es Sache der Po-
litik, die Strukturen einer Gesellscha) 
zu verändern. Dies erfordert eine poli-
tische Strategie, die auf einer klaren so-



zialen oder politischen Analyse aufge-
baut ist. Die Kirche muss sich diesen 
Strategien und der ihnen zugrunde lie-
genden Analyse zuwenden. In diese po-
litische Situation gilt es, das Evangelium 
hineinzutragen, jedoch nicht als Alter-
nativlösung für unsere Probleme - so, 
als liefere uns das Evangelium unpoli-
tische Lösungen für politische Pro-
bleme. Es .gibt keine spezifisch christ-
liche Lösung. Es wird Möglichkeiten 
geben, die politischen Lösungen christ-
lich anzugehen, es wird eine im christ-
lichen Glauben begründete Einstellung 
dazu und christlich motiviertes Han-
deln geben. Aber es besteht keine Mög-
lichkeit, Politik und politische Strate-
gien zu umgehen. 

Doch das Grundproblem haben wir 
noch immer nicht aufgezeigt. Warum 
hat die ‹Kirchentheologie› keine Sozial-
analyse entwickelt? Warum zeigt sie 
kein adäquates Verständnis für die Un-
abdingbarkeit politischer Strategien? 
Und warum hat sie es zur Tugend erho-
ben, Neutralität zu wahren und am Ran-
de zu sitzen? 

Die Antwort muss in der besonderen 
Art des Glaubens und der Spiritualität 
gesucht werden, die jahrhundertelang 
das Kirchenleben bestimmt haben. Wie 
wir alle wissen, war Spiritualität von je-
her geneigt, eine Angelegenheit einer 
anderen Welt zu sein, die sehr wenig – 
wenn überhaupt etwas – mit den Din-
gen dieser Welt zu tun hat. Soziale und 
politische Anliegen wurden als welt-
liche Angelegenheiten, die nichts mit 
dem geistlichen Au)rag der Kirche zu 
tun haben, abgetan. Überdies wurde 
Spiritualität immer als rein privat und 
nur den einzelnen betreffend verstan-
den. Öffentliche Angelegenheiten und 
soziale Probleme wurden als ausserhalb 
des Bereichs der Spiritualität liegend ge-
sehen. Und schliesslich neigt die uns er-
erbte Spiritualität dazu, sich auf Gottes 
Eingreifen zu verlassen, damit er zu sei-
ner Zeit in der Welt in Ordnung bringe, 
was verkehrt sei. Ausser für Gottes Ein-

greifen zu beten, bleibt den Menschen 
bei dieser Einstellung sehr wenig zu tun 
übrig. 

Genau diese Auffassung von Spiritu-
alität versetzt so viele Christen und Kir-
chenführer in einen fast gelähmten Zu-
stand,  wenn  sie  sich  mit  der  gegen-
wärtigen Krise im Land konfrontiert se-
hen. 

Es braucht hier kaum gesagt zu wer-
den, dass besagter Glaube und besagte 
Spiritualität jeder biblischen Grundlage 
entbehren. Die Bibel trennt den Men-
schen nicht von der Welt, in der er lebt. 
Sie trennt den einzelnen nicht von der 
Gesellscha) oder das Privatleben vom 
öffentlichen Leben. Gott erlöst den 
ganzen Menschen als Teil seiner ganzen 
Schöpfung (Römer ,-). Eine wahr-
ha) biblische Spiritualität würde jeden 
Aspekt der menschlichen Existenz 
durchdringen und keinen Teil davon 
von Gottes Erlöserwillen ausschliessen. 
Der biblische Glaube hat für alles, was 
in dieser Welt geschieht, prophetische 
Relevanz.

Der K dieser Zeit verlangt von 
den Christen eine biblische, geistliche, 
pastorale und vor allem eine prophe-
tische Antwort. In dieser Lage genügt es 
nicht, verallgemeinerte christliche Prin-
zipien zu wiederholen. Wir brauchen 
eine mutige und präzise Antwort - eine 
Antwort, die prophetisch ist, weil sie die 
besonderen Gegebenheiten dieser Krise 
anspricht -, eine Antwort, die nicht den 
Eindruck erweckt, man halte sich zwi-
schen den Fronten, sondern eine Ant-
wort, die klar und eindeutig Stellung 
bezieht. [...] 



Südafrika? Wenn heute in einer Diskus-
sion der Name des Schwellenlandes am 
Kap der Guten Hoffnung fällt, dann am 
ehesten im Zusammenhang mit der 
Fussball-Weltmeisterscha). Auch kri-
tische Geister müssen einen Moment 
innehalten, um sich jene Zeit zu verge-
genwärtigen, als ein Teil der Schweizer 
Politik und Wirtscha) sich dazu herga-
ben, mit wirtscha)licher Zusammenar-
beit und politischer Akzeptanz das 
weisse Unrechtsregime zu stützen.

Schon zu meiner Zeit im Nationalrat 
war die Forderung, die Rolle der Schweiz 
während des Apartheidregimes aufzu-
arbeiten, ziemlich exotisch. Doch die 
politische Grosswetterlage war günstig. 
Im Nationalrat gab es Bürgerliche, die 
im besten Sinn des Worts liberal dach-
ten und handelten. Dazu gehörten etwa 
Lili Nabholz und Marc Suter. Sie mach-
ten es möglich, dass wenigstens das Po-
stulat zum NFP plus (das Forschungs-
programm «Modul Schweiz-Südafrika» 
vom Nationalfond über die Bezie-
hungen Schweiz-Südafrika) möglich 
wurde. Der Zugang für Forschende zu 
Banken und der Wirtscha) war und ist 
tabu. Natürlich war der damalige Bun-
desrat und das Parlament nicht daran 
interessiert, die fatale Mitschuld der 
Schweizer Wirtscha) am Unrecht in 
Südafrika au7lären zu lassen. Doch das 
NFP erwies sich als passabler Blitzablei-
ter für entsprechende Forderungen. So 
hatte der Bundesrat in einer Antwort 
auf meinen ersten Vorstoss () frech 
behauptet, «die Beziehungen der 
Schweiz zum Apartheidregime in Süd-
afrika sind hinlänglich bekannt». Diese 
Behauptung ist bis heute x-fach wider-
legt.

Transparenz in das Verhältnis Schweiz-
Südafrika zu bringen war damals wie 
heute kein 'ema, mit dem sich Lorbee-
ren holen liessen. Das zeigt sich auch 
darin, dass die von mir gegründete par-
lamentarische Gruppe Schweiz-Südafri-

Pia Hollenstein

 Die Schweiz war eine wichtige Stütze 
bei der Aufrechterhaltung des Apartheid-
regimes in Südafrika. Vor fünfzehn Jah-
ren führte eine aussergewöhnliche poli-
tische Konstellation dazu, dass die Rolle 
unseres Landes zumindest ansatzweise 
aufgearbeitet wurde. Doch der Wind hat 
gekehrt, die Forderung nach einer Auf-
arbeitung ist verstummt. Wer nimmt 
den nächsten Anlauf?



ka in den letzten Jahren nicht mehr ge-
tagt hat und keine neue Mitglieder 
verzeichnen konnte. Das 'ema ist – 
nach einem kurzen Hype während der 
Fussball-Weltmeisterscha) – keins 
mehr.

Immerhin, hier und dort setzt die 
Kritik Wegmarken. Ein Beispiel aus der 
Stadt St. Gallen ist die Umbenennung 
der früheren Krügerstrasse in Dürren-
mattstrasse. Paul Krüger, nach dem die 
Strasse benannt war, amtete  bis  
als südafrikanischer Präsident und pro-
filierte sich mit rassistischen Äusse-
rungen; Krüger verstarb  in seinem 
Schweizer Exil. Die Umbenennung wur-
de allerdings erst durch einen Kompro-
miss möglich. So erhielten die Bürger-
lichen einen Furglerweg und eine 
Furglerstrasse.

Die Umbenennung in St. Gallen und die 
damit verbundene breite öffentliche 
Diskussion kam nur zustande, weil pro-
filierte Persönlichkeiten mit guten Argu-
menten und einem langen Schnauf da-
für weibelten. Hartnäckigkeit braucht es 
auch, wenn HistorikerInnen in Zukun) 
einen neuen Anlauf nehmen wollen, um 
eine vollständige Öffnung der Archive 
zu erzwingen und die dunkle Vergan-
genheit im Klüngel der Schweiz mit Süd-
afrika ans Tageslicht zu bringen.

Denn Ansatzpunkte gibt es mehr als 
genug. Eine Studie des Berner Histori-
kers Peter Hug förderte brisante Er-
kenntnisse zutage: Die Beziehungen der 
Schweiz zum Rassistenregime in Preto-
ria waren just in den er-Jahren am 
intensivsten, als die Politik der Rassen-
trennung am stärksten mit offener Ge-
waltanwendung verbunden war. «Der 
Bundesrat hatte am . April  allen 
Grund, die Einsicht in Südafrika-Akten 
zu stoppen», schrieb Peter Hug in der 
Zusammenfassung seiner -seitigen 
Studie. «Denn es sind in der Schweiz 
viele, die aus tiefer politischer Überzeu-
gung die Apartheidregierung in Süd-

afrika unterstützt und am völkerrechts-
widrigen Geschä) mit dieser krä)ig 
mitverdient haben.»

Der geschichtsträchtige Satz des Bun-
desrats aus dem Jahr , die Fakten 
seien hinlänglich bekannt, ist längstens 
widerlegt und von der Geschichte ein-
geholt. Ich bin nach wie vor überzeugt: 
Wir tun gut daran, zur Aufarbeitung 
Hand zu bieten. Es ist eine Frage der 
Zeit, bis uns die Fakten aus Archiven 
von Südafrika selbst auf den Tisch ge-
legt werden. Der N-Bericht muss als 
Zwischenbericht betrachtet werden. Zu 
viele Fragen sind offen.

Und ich schliesse mit einem Zitat aus 
dem Buch von Mascha Madörin: «Die 
Menschen in Südafrika, die durch das 
Apartheid-Regime zu Schaden kamen, 
haben nicht nur ein Recht darauf, die 
Wahrheit zu erfahren. Sie haben auch 
ein Recht auf Wiedergutmachung.» 

Wahrheit + Wiedergutmachung + 
Amnestie = Versöhnung, so lautet ihre 
überzeugende Devise.

An uns liegt es, das Interesse an einer 
umfassenden Offenlegung nicht aufzu-
geben. Es braucht einen neuen Anlauf, 
um endlich jenes Licht in die jahrzehn-
telange Kooperation zu bringen, die so 
viel Leid über die südafrikanische Be-
völkerung gebracht hat.

Pia Hollenstein war 
von 1991 bis 2005 für 
die Grünen St. Gallen 
im Nationalrat.««



 Hans Fässler hat in der Diskussion 
um das neue SP-Parteiprogramm das 
Fehlen des ‹vierten Hauptwiderspruchs› 
jenem «zwischen den Kolonialherren 
und den Kolonisierten, oder anders ge-
sagt zwischen Erster und Dritter Welt» 
ins Spiel gebracht. Er reichte für den 
Parteitag folgenden Antrag ein: 

«Die SP stellt die Forderung nach 
mehr Öffentlicher Entwicklungshilfe 
und die praktische internationale Soli-
darität in den Zusammenhang der Rol-
le der Schweiz im Kolonialisierungspro-
zess. Sie ist sich der Tatsache bewusst, 
dass sich vom . bis ins . Jahrhundert 
Schweizer Personen, Firmen, Truppen-
einheiten und auch Öffentliche Körper-
scha)en an Kolonialunternehmungen, 
an der Sklaverei und an der Verbreitung 
des anti-schwarzen Rassismus beteiligt 
haben. Nach Auffassung der SP gilt des-
halb für die Schweiz wie für die übri- 
gen ehemaligen europäischen Kolonial-
mächte sowie die USA, dass ein Teil des 
heutigen Wohlstandes durch Blut, 
Schweiss und Tränen der kolonisierten 
farbigen Völker zustande gekommen ist. 
Die SP anerkennt denn auch die Pflicht 
zur Aufarbeitung und Wiedergutma-
chung jener ‹Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit›, welche die U-Welt-
konferenz von Durban  benannt 
hat.»

Hans Fässler Die Geschä)sleitung stellte dem ei-
nen modifizierten Antrag gegenüber, 
der am Parteitag im Verhältnis von un-
gefähr sechzig zu vierzig angenommen 
wurde:

«Die SP stellt die Forderung nach 
mehr Öffentlicher Entwicklungshilfe 
und die praktische internationale Soli-
darität in den Zusammenhang mit der 
Kolonialisierung, Versklavung und dem 
anti-schwarzen Rassismus, an dem auch 
die Schweiz beteiligt war. Solche Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit verjäh-
ren nie. Sie verpflichten in jedem Fall 
zur Aufarbeitung, zur Anerkennung des 
Unrechts und zur materiellen und mo-
ralischen Wiedergutmachung.»

«Ein Ergebnis, mit dem ich gut leben 
kann», so Hans Fässler, «zumal im Ge-
schä)sleitungsantrag sogar die Ver-
pflichtung zur materiellen Wiedergut-
machung enthalten ist. Was vor zehn 
Jahren noch undenkbar gewesen wäre, 
ist heute Realität: Mit der SP bekennt 
sich eine grosse schweizerische Partei 
zur Mitbeteiligung am Kolonialismus. 
Meines Wissens ist sie damit auch euro-
päisch vorbildlich: Ich habe weder im 
Programm der SPD, der SPÖ, des fran-
zösischen PS noch bei der Labour Party 
in den Parteiprogrammen etwas zu die-
sem 'ema gefunden.» Das Referat von 
Hans Fässler am Parteitag in Lausanne 
ist zu finden unter http://www.louver-
ture.ch///kolonialis-
mus.pdf.

Hans Fässler war 
aktiv in der Anti-
Apartheid-Bewegung. 
Er hat ein Buch über 
die Verstrickungen der 
Schweiz in die Skla-
verei verfasst («Reise 
in Schwarz-Weiss»), 
ist Mittelschullehrer 
für Englisch und His-
toriker. Er wohnt in 
St. Gallen.



 Gertruida Baartman, eine südafrika-
nische Landarbeiterin, trat im Jahr  
an der Generalversammlung von Tesco 
in London auf, um über die menschen-
unwürdigen Arbeitsbedingungen auf 
einigen der Früchteplantagen im Kap-
gebiet Südafrikas zu berichten, welche 
direkt Lieferverträge mit Tesco haben. 
Tesco ist nach Wal Mart weltweit die 
zweitgrösste Supermarktkette mit ei-
nem Umsatz von über  Milliarden 
Dollar. Der Au)ritt einer Landarbeite-
rin an der GV dieses Multis rief etliches 
Aufsehen in der Presse hervor. Tesco lud 
darau=in die Gruppe «Women on Far-
ms», zu der Gertruida gehört, zu einem 
Gespräch ein und veranlasste danach 
eine Untersuchung in Südafrika. Das 
Team der Tesco, das für Ethik und Han-
del zuständig ist, fand jedoch auf den 
Farmen keine Hinweise auf die von den 
Landarbeiterinnen geschilderten Ar-
beitsbedingungen. Ein Jahr später trat 
Gertruida wieder an der GV von Tesco 
auf und stellte fest, dass sich nichts ver-
bessert habe bei den Arbeitsbedingun-
gen, dass grundlegende Rechte der 
Landarbeiterinnen immer noch verletzt 
werden, dass Tesco nichts tue, um die 
Situation zu verbessern. Diesmal war 
Tesco auf die Intervention vorbereitet: 
Ein Vertreter der Handelskammer Cape 
Span versicherte an der Generalver-

sammlung, dass es sich um «kleinere» 
Probleme handle, die demnächst ange-
gangen werden. «Women on Farm» ar-
gumentierte dagegen, dass die Farmer 
dermassen von den Lieferungen an 
Tesco abhängig sind, dass Tesco bessere 
Arbeitsbedingungen durchsetzen kann, 
wenn Tesco es will. Tesco hat darau=in 
eingewilligt, jeweils die Arbeitsbedin-
gungen von unabhängigen Begutachte-
rinnen regelmässig überprüfen zu las-
sen, welche auch sensibilisiert sind für 
die Anliegen der Landarbeiterinnen. 
Natürlich war dies alles nicht möglich 
ohne Unterstützung von britischen 
Nichtregierungsorganisationen und oh-
ne deren Know-How, auch deren Know-
How in Sachen Öffentlichkeitsarbeit: So 
besuchte die bekannte britische Schau-
spielerin Emma 'ompson im Jahr 
 medienwirksam die Farmarbeite-
rinnen-Gruppe. Inzwischen haben sich 
weitere britische Organisationen der 
Kampagne angeschlossen, sie hat sich 
inzwischen auch auf die Weinproduk-
tion im Cape ausgedehnt.

Über diesen Fall berichtete anfangs De-
zember die britische Forscherin Stepha-
nie Barrientos an einer Veranstaltung 
von W um zu illustrieren, welche 
Handlungsmöglichkeiten es gibt, um die 
Bedingungen der Nahrungsmittelpro-
duktion zu verbessern, und wie wichtig 
es ist, auf internationaler Ebene zusam-
men zu arbeiten und die heutigen Me-
chanismen der Produktion für den Welt-
markt zu verstehen. Sie betonte, dass es 
selbst für eine kleine Gruppe möglich ist, 
etwas zu erreichen, vorausgesetzt sie fin-
det auf nationaler und internationaler 
Ebene geeignete Partnerorganisationen. 
Es sei zudem entscheidend, die richtigen 
Trigger-Punkte  des  internationalen Han-
dels, die Möglichkeiten der Einflussnah-
me genau zu kennen. Diese liegen heute 
laut Barrientos vor allem bei der Image-
Empfindlichkeit der Supermärkte und 

Mascha Madörin



bei ihrer Macht gegenüber den Liefe-
ranten. Aus der Sicht der Supermärkte 
ist zudem die Imagefrage vor allem eine 
Frauenfrage, weil die grosse Mehrheit 
der KundInnen Frauen sind.

Dieser Bericht hat meine Erinnerungen 
an die Südafrika-Boykottaktionen der 
er Jahre gegenüber Coop und Mi-
gros animiert, an das damalige Argu-
ment der Imageempfindlichkeit von 
Migros und Coop, an die Zusammenar-
beit mit einer Gruppe der Evangelischen 
Frauenarbeit in Deutschland, die alles 
über den internationalen Handel wusste, 
ans «Chärele» und Flugis Verteilen am 
. Juni, an die Briefe, die Mitglieder von 
Coop und Migros an die jeweiligen Di-
rektionen schrieben. Auch die Skepsis, 
die an der Veranstaltung mit Barrientos 
zeitweise aufschien, hat mich «ange-
heimelt»: die faulen Ausreden von Coop 
und Migros, die damaligen Einwände ge-
genüber der Wirksamkeit und poli-
tischen Relevanz der Aktionen, die Frage, 
was diese direkten Boykottaktion bringe 
und wie wichtig diese Aktionen im Ver-
gleich zur Bankenkampagne, zu «poli-
tischen Aktionen» gegenüber dem Parla-
ment und der Regierung sei. Ein Vertreter 
von Brot für Alle meinte damals gar, 
Früchteboykott sei gut für die Bewusst-
seinsarbeit unter (Haus-?)Frau-en, je-
doch problematisch wegen der Boykott-
forderung. Andere fanden es wiederum 
zu harmlos, zu moralisch, zu ethisch – 
eben was für unpolitische Hausfrauen.

Es gab in der zweiten Häl)e des . 
Jahrhunderts ausser der Anti-Vietnam-
krieg-Kampagne wohl keine so grosse, 
internationale und vielfältige Bewegung, 
wie die Anti-Apartheidbewegung mit 
ihren jahrelangen Sanktions-Kampa-
gnen gegenüber den verschiedensten 
Wirtscha)sbeziehungen zu Südafrika. 
Immer wieder treffe ich auf heutige Be-
wegungen und Formen der Opposition, 
welche mich daran erinnern. Vielleicht 

war die ausserordentlich international 
vernetzte und gleichzeitig ziemlich cha-
otische Südafrika-Sanktionenbewegung 
eine Vorbotin oder auch Vorbereiterin 
für die heutige Zeit der zunehmenden 
Globalisierung. Der Weltmarkt ist sehr 
viel grösser geworden seit den er 
Jahren, die Produktionsketten wesent-
lich internationaler als damals. Rein na-
tionale Kampagnen gegenüber Welt-
marktrealitäten können keinen Erfolg 
haben. 

Es befallen mich immer wieder Peri-
oden, in denen ich über die Aktions- und 
Organisationsformen der damaligen 
Südafrika-Sanktionenbewegung nach-
denke. Aus heutiger Sicht waren damals 
viele Debatten – nicht die Aktionen – zu 
prinzipiell und zu wenig orientiert an 
Handlungsmöglichkeiten, die auf Wirk-
samkeit bezüglich bestimmter Wirt-
scha)sbeziehungen ausgerichtet waren. 
Aber alles in allem war es eine sehr er-
folgreiche Bewegung: Ohne den Druck 
auf die Wirtscha) und ohne den daraus 
resultierenden Sanktionsbeschlüssen 
vor allem der USA wären die Verhand-
lungen über die Abschaffung der Apart-
heid sehr anders verlaufen.

Diesmal war es Barrientos, die mich 
zum Nachdenken animiert hat, weil sie 
so erfrischend über das Zusammenwir-
ken der Anklage von Unrecht mit der 
Analyse von Handlungsmöglichkeiten 
berichtet hat, die erst wirksames Han-
deln ermöglichen. Das hat mich darauf 
gebracht, Gedanken darüber nachzu-
hängen, weshalb es heute keine europä-
isch-US-amerikanische Solidaritätsbe-
wegung gegen den massiven Sozialabbau 
gibt, der im Rahmen und im Namen der 
Finanzkrise heute in den USA, in Eng-
land, Griechenland etc. etc. durchgezo-
gen wird... 

Müssten wir nicht mal über die poli-
tische Produktion von Ohnmacht disku-
tieren und uns dabei an unserer Erfah-
rungen  während  der  Anti-Apartheid- 
Aktionen erinnern? 
                               Anmerkungen siehe Seite 
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Vor sechzehn Jahren fanden in Südafri-
ka die ersten demokratischen Wahlen 
überhaupt statt. Das neue Südafrika war 
Realität geworden, verbunden mit gros-
sen Erwartungen der schwarzen und 
farbigen Bevölkerung auf eine Verbes-
serung ihrer sozialen Lage. Der Bedarf 
an Wohnraum war immens, Bildung 
und Arbeit, der Zugang zu Land und ge-
sundheitlicher Versorgung sollte allen 
offen stehen. Heute ist das neue Südafri-
ka weit von diesen Zielen entfernt. 

Während heute alle Frauen und Män-
ner in Südafrika politisch partizipieren 
können und damit die zentrale Forde-
rung des Anti-Apartheid-Kampfes «one 
person – one vote; ein Mensch – eine 
Stimme» erfüllt wurde, kann Gleiches 
von den sozialen und wirtscha)lichen 
Strukturen nicht gesagt werden. Ein 
Grund ortet der Ökonom Terreblanche 
in der «Konzernmacht, die die Regie-
rung des neuen Südafrika zwang, eine 
neoliberale, auf den globalen Markt ori-
entierte Wirtscha)spolitik zu akzeptie-
ren, was jede Möglichkeit einer Umver-
teilung ausschliesst.» Weitere wesentliche 
Gründe liegen in der unbewältigten 
Apartheid-Vergangenheit des Landes 
und wirken als «unfinished business» bis 
heute weiter.

Die südafrikanische Volkswirtscha) 
ist bei weitem die grösste Afrikas und 
gehört weltweit zu den dreissig führen-
den. Südafrika ist Teil der G Global 
Players. Südafrika gehört aber auch zu 
jenen Nationen, die sich durch eine zu-
nehmende und extreme wirtscha)liche 
Ungleichheit auszeichnen. Während die 
reichsten zehn Prozent, vornehmlich 
Weisse, über  Prozent der Einkommen 
und Vermögen verfügen, lebt die Häl)e 
der Bevölkerung in Armut und Arbeits-
losigkeit. Gemäss Index der mensch-
lichen Entwicklung (H) liegt Südafri-
ka lediglich auf Platz  (von  
Ländern). Die soziale Ungleichheit tri5 
in erster Linie die schwarze Bevölke-
rung, wesentliche Gründe dafür liegen 
in der Apartheidvergangenheit. Das 

Barbara Müller/Urs Sekinger

 Die permanente Herausforderung an 
die Kampagne für Entschuldung und 
Entschädigung im Südlichen Afrika 
Keesa. «Die Menschen in Südafrika 
können stolz sein auf die politischen 
und menschenrechtlichen Veränderun-
gen der letzten Jahre. Eine vergleichbare 
sozio-ökonomische Transformation hat 
leider noch nicht stattgefunden.»        
                  (Terreblanche, 2002)



Weiterbestehen von struktureller Un-
gleichheit und rassistischen Vorurteilen 
verwehrten der schwarzen Bevölke-
rungsmehrheit weitgehend den Zugang 
zu sozio-ökonomischem Einfluss, Ei-
gentum und Chancen. Die Folgen sind 
Gewalt, Kriminalität und ein grosses so-
ziales Konfliktpotential, die ihrerseits 
wieder Ursachen von Armut sind.

Für  war Optimismus angesagt. Die 
Fussballweltmeisterscha) fand in Süd-
afrika statt, zum ersten Mal in Afrika. 
Viele Menschen freuten sich auf dieses 
Ereignis. 

Die K hat denn auch die Fuss-
ball-WM in Südafrika ins Zentrum ih-
rer Aktivitäten gesetzt und dabei gute 
Resultate erzielt. Als Koordinationsstel-
le hat sie die Aktivitäten der mit ihr ver-
bundenen Organisationen (Fastenopfer, 
Schweiz. Arbeiterhilfswerk, Terre des 
hommes schweiz, Mission ) vernetzt. 
In Eigenregie hat sie an verschiedenen 
Orten in der Schweiz die Aufführung 
des Dokumentarfilms «When the-
Moun-tain meets its Shadow – Im 
Schatten des Tafelberges» (als D er-
hältlich) organisiert. Sie erreichte damit 
mehrere hundert Personen, über die 
Medienarbeit sogar mehrere Tausend. 
In der Auswertung konnte die K 
feststellen, dass viele Menschen in der 
Schweiz anlässlich der WM zum ersten 
Mal realisierten, dass sich die Leben-
sumstände für die Mehrheit der südafri-
kanischen Bevölkerung auch nach dem 
Ende der Apartheid nicht verbessert  
haben. 

Am . Mai  fand die Tagung 
«Wo steht das neue Südafrika? – Unfi-
nished Business of Apartheid» statt, die 
von der K in Zusammenarbeit mit 
dem RomeroHaus Luzern durchgeführt 
wurde. Als Gäste aus Südafrika waren 
der Soziologieprofessor Lungisile Ntse-
beza aus Kapstadt, Zukiswa Puwana von 
Khulumani, ebenfalls aus Kapstadt, so-
wie die 'eologin Puleng LenkaBula 

aus Pretoria anwesend. Die Referate 
zeigten die grossen sozialen Spannungen 
in Südafrika auf, die durch die extremen 
Einkommensunterschiede bedingt sind 
und verwiesen auf die mangelha)en 
staatlichen Leistungen. So warten die 
Opfer von schweren Menschenrechts-
verletzungen immer noch auf die ver-
sprochenen Wiedergutmachungsleistun-
gen. Die Forderungen an die Schweiz 
nach Aufarbeitung der Vergangenheit 
wurden durch Referate von alt National-
rätin Pia Hollenstein und K-Koor-
dinatorin Barbara Müller dargelegt. Als 
Fazit der Tagung wurde festgestellt, dass 
sich die Regierungen beider Länder mit 
der Aufarbeitung der Vergangenheit 
äusserst schwer tun. Die Anwesenden 
beschlossen die Zusammenarbeit in den 
vier folgenden Bereichen zu verstärken: 
. Aufarbeitung der Wahrheit, . Öffnung 
der Archive, insbesondere Au=ebung 
der skandalösen Archivsperre des Bun-
desrates vom April , . Gemein-
sames Eintreten für die Rechte der Op-
fer, . Forderung nach Reparationen von 
den Profiteuren der Apartheid. 

Die WM in Südafrika wurde erfolgreich 
durchgeführt allen Unkenrufen zum 
Trotz. Südafrika zeigte sich als guter 
Gastgeber. Das ist gut für das internati-
onale Ansehen des Landes und des Kon-
tinentes und hat Südafrika ein neues 
Selbstbewusstsein beschert.

Ganz anders sieht es bei den finanzi-
ellen Folgen aus. Hier steht Südafrika 
klar auf der Verliererseite. Der südafri-
kanische Staat hat  Milliarden Franken 
in überdimensionierte Stadien, in die 
Telekommunikation und Verkehrsin-
frastruktur gesteckt – Investitionen, von 
denen das Land in Zukun) nur teilwei-
se profitieren kann. Statt des veran-
schlagten Gewinns von  Millionen 
Franken entstand ein Nettoverlust von 
, Milliarden Franken. Auf Druck der 
F hat die südafrikanische Regierung 



die Gewinne der F und deren Part-
ner von der Steuer befreit. Dies bedeutet 
Schuldendienst, der während Jahren zu 
leisten ist und somit Geld, das im drin-
gend benötigten sozialen Bereich fehlen 
wird. Entgegen den Prognosen führte 
die WM nicht zu neuen, dauerha)en 
Arbeitsplätzen. Bereits Ende Juli  
nahm die Beschä)igung gegenüber dem 
Vorjahr wieder um , Prozent ab. 

Zufrieden zeigte sich die Bauindus-
trie, die während dieser Zeit ausgelastet 
war. Laut Joachim Merz vom Schweize-
rischen Arbeiterhilfswerk haben auch 
die Bauarbeiter Erfolge erzielt mit 
Kampfmassnahmen, die sie mit Unter-
stützung der internationalen Gewerk-
scha)sbewegung durchführten. So er-
kämp)en sich die ArbeiterInnen auf der 
Baustelle in Durban einen Stundenlohn 
von  statt  Rand (ca. Fr. .) und in 
Kapstadt nach zähen Verhandlungen ei-
ne Transportentschädigung.

Im Tourismus sind jedoch nur die in-
ternational vernetzten Hotelketten zum 
Zug gekommen – die kleineren Be-
triebe, die im Hinblick auf die WM viel 
Geld in den Ausbau ihrer Infrastruktur 
investierten, gingen weitgehend leer aus 
und bleiben verschuldet zurück. 

Die grosse Gewinnerin ist die F, 
die noch nie soviel Geld verdient hat wie 
in Südafrika. Werbeeinnahmen und 
Fernsehrechte brachten dem Verband 
mit Sitz in Zürich  Milliarden Franken 
ein – rund  Milliarden mehr als die 
WM vor vier Jahren in Deutschland. Di-
ese Gewinne muss die F nirgends 
versteuern – in der Schweiz ist sie als 
gemeinnütziger Verein steuerbefreit.

Als Fazit bleibt: Die WM hat Südafri-
ka und seiner Bevölkerung weder das 
erho5e zusätzliche Einkommen noch 
die vorausgesagten dauerha)en Arbeits-
plätze gebracht. Die Milliardeninvestiti-
onen hätten besser eingesetzt werden 
können – zum Nutzen der in Armut le-
benden Mehrheit der Bevölkerung. 

Die solidarische Begleitung und Unter-
stützung der Klagen der Apartheid-Op-
fer gegen Banken und Unternehmen, 
die durch ihre Geschä)e mit dem Apart-
heid-Regime profitiert haben, war und 
bleibt eine Hauptaktivität der K. 
Dabei unterzieht das US-Justizsystem 
die Betroffenen permanenten Wechsel-
bädern. Im April  hatte die Yorker 
Richterin Shira A. Scheindlin nach sie-
ben Jahren juristischem Hin und Her die 
A-Klagen (Alien Tort Claims Act) 
von Apartheidopfer gegen internationa-
le Unternehmen wenngleich mit gros-
sen Einschränkungen (die Banken und 
einen Grossteil der beklagten Unterneh-
men liess sie ungeschoren) endlich gut-
geheissen. Wenig später anerkannte die 
Regierung Zuma, im Gegensatz zur Vor-
gängerregierung Mbeki, den Opfern das 
Recht zu, auch in den USA zu klagen. 
Die Hoffnung der Klagenden stieg, ei-
nen grossen Schritt in Richtung Wieder-
gutmachung getan zu haben. 

Am . September hat nun ein Beru-
fungsgericht in New York eine A-
Klagen gegen Royal Dutch (Shell) be-
züglich ihrer Tätigkeit im Nigerdelta 
abgewiesen. Das Gericht begründet sei-
nen negativen Entscheid damit, dass 
Unternehmen für Menschenrechtsver-
letzungen, zu denen sie mit ihrer Ge-
schä)stätigkeit beigetragen haben, 
grundsätzlich nach dem Völkerrecht 
nicht ha)bar gemacht werden können, 
damit auch nicht unter A. 

Dieses Urteil scha5 ungünstige Be-
dingungen für die Apartheidklagen, bei 
denen seit einigen Monaten ein Beru-
fungsentscheid erwartet wird. Dass das 
Royal Dutch-Urteil auch auf die Apart-
heidklagen abzielt, ist der Urteilsbe-
gründung zu entnehmen, die mehrfach 
auf die südafrikanischen Klagen Bezug 
nimmt. Einer der drei Richter, der mit 
diesem Urteil nicht einverstanden war, 
stellte fest, dass es ein Rückschritt bei der 
Garantierung der Menschenrechte 
durch das internationale Recht bedeute. 



Mit diesem Werbeslogan überraschte 
die UBS diesen Sommer. Allerdings 
wurde schnell klar, dass sie damit nicht 
ihre Apartheid-Vergangenheit meinte. 
Auch andere Akteure, etwa der Bundes-
rat äussert sich bei entsprechender Ge-
legenheit gerne im Sinne von Aufarbei-
tung der Vergangenheit, nur um dann 
die Archive zur Zusammenarbeit zwi-
schen der Schweiz und Südafrika weiter 
geschlossen zu halten. 

Die K wird sich weiterhin dafür 

einsetzen, dass die Vergangenheit aufge-
arbeitet wird, weil im Falle von Südafri-
ka die Opfer einen Anspruch auf Wahr-
heit haben, aber auch wir als Bürgerinnen 
und Bürger in der Schweiz haben ein 
Recht zu erfahren, wer was mit dem 
Apartheid-Regime geschä)et hat. Auf-
arbeitung der Vergangenheit bedeutet 
aber auch Arbeit an einer anderen, ge-
rechteren Zukun). In diesem Sinne 
wird sie sich weiterhin für die Öffnung 
der Archive in der Schweiz und deren 
Aufarbeitung einsetzen. Und Aufarbei-
tung beinhaltet auch Wiedergutma-
chung für die Opfer.

 Siehe WFP «Women on Farms Project» 
www.wfp.org.za. Aus den Aktivitäten von  
entstand eine Farmarbeiterinnengewerkscha) 
www.ssonke.org.za
 'ompson ist Unterstützerin der Action-
Aid International (www.actionaid.org), die 
unter dem 'ema «Stop Corporate Abuse» 
verschiedene Kampagnen durchführt.
 Beispielsweise: www.waronwant.org/over-
seas-work/food-justice/women-farm-wor-
kers-in-south-africa.
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 Workout meint in der Sprache des 
zum neuen gesellscha7lichen Tre8punkt 
avancierenden Fitnessraums den Auf-
bau und das Fithalten der Muskulatur. 
In ironischer Anlehnung an diesen 
Begri8 erzählen Menschen aus verschie-
denen Zusammenhängen in der Rubrik 
«Workout für Engagierte» davon, wie 
sie es scha8en, in dür7iger Zeit die Kra7 
für ihr Engagement zu 'nden und zu 
erhalten.

Es war in den er Jahren, genauer An-
fang Januar , als mich das 'ema 
Apartheid in Südafrika mit voller Wucht 
ergriff. Ich war 'eologiestudent in Fri-
bourg und ich besuchte eine interdiszi-
plinäre Woche. 'ema war Südafrika, 
die Apartheid und wie 'eologie und 
Kirchen sich dazu stellen. Interdiszipli-
när bedeutete, dass Engagierte aus un-
terschiedlichen Perspektiven zu Wort 
kamen. Besonders beeindruckte mich 
die Ökonomin Mascha Madörin, wel-
che die Rolle der Schweizer Banken im 
Goldhandel mit Südafrika auf den 
Punkt brachte. Aber auch die Zeugnisse 
von Menschen wie Vreni Schneider Bi-
ber oder Al Imfeld, die mit Herz und 
Verstand, mit Analysen und Hand-
lungsmöglichkeiten, mit Gedichten und 
Liedern uns zu diesem brennenden 
'ema aufrütteln wollten. Und ich liess 
mich aufrütteln. Das Kairos Dokument 
benannte die Herausforderung: Jetzt ist 
es Zeit, eine Entscheidung zu fällen, eine 
Zeit, Partei zu ergreifen für die Men-
schen, die unter der Ungerechtigkeit der 
Apartheid leiden. 

Ein Buch, das uns Al Imfeld empfohlen 
hatte, «Wahre Bekenntnisse eines Albi-
no-Terroristen» vom Maler und Lyriker 
Breyten Breytenbach, verstärkte in mir 
die Wut und gleichzeitig den Mut dran 
zu bleiben. Da hatte ein Weisser ange-
fangen, sich mit den Schwarzen zu soli-
darisieren. Er wurde ins Gefängnis ge-

steckt und berichtete über seine Erfah-
rungen im Widerstand. Es gab weitere, 
die nach der interdisziplinären Woche 
in Fribourg nicht zur Tagesordnung 
übergingen. Im Zusammenhang mit 
dem 'ema «Ketten sprengen» der Fa-
stenopfer-Kampagne  gestalteten 
wir ein Bankenpikett vor einer Gross-
bank. Die Menzinger Schwester, Claire-
Marie Jeannotat sammelte einige von 
uns und lud uns ein, über nächste 
Schritte nachzudenken. Wir gründeten 
die Arbeitsgruppe Kairos, studierten er-
neut das Kairos Dokument und be-
schlossen im Rahmen der 'eolo-
gischen Bewegung eine Tagung zum 
'ema «Christliche Solidarität mit den 
Opfern der Apartheid» zu organisie-
ren.

Auch hier war die interdisziplinäre 
Arbeitsweise zentral. Wir knüp)en in 
unterschiedliche Szenen Kontakte, zur 
Anti-Apartheidbewegung, zur Arbeits-
gruppe Südliches Afrika der evange-
lischen Kirchen der Schweiz, zu Albert 
Nolan und Bischof Mvemve in Südafri-
ka und vielen mehr. Und so sprachen an 
der Tagung nicht nur Kirchenleute aus 
Südafrika, sondern auch VertreterInnen 
der Widerstandsbewegungen und der 
Gewerkscha)en aus Südafrika und der 
Schweiz und es gab viel Musik und 
Lieder aus Südafrika. 

Und so begleitet mich seit dieser Zeit 
ein Lied. Nkosi Sikelel’i Afrika – Gott 
segne Afrika. Wir sangen es in Gottes-
diensten und an Demos, an Tagungen 
und auch als Nelson Mandela als freier 
Mann uns im grossen Saal des Weltkir-
chenrates mit seiner Ansprache und sei-
nem Lachen ermutigte, weiter mit den 
Menschen in Südafrika unterwegs zu 
sein. Immer wieder spüre ich beim ge-
meinsamen Singen dieses Liedes die 
Kra), die von Menschen ausgeht, die 
Freude und Hoffnung mit Stimme und 
Bewegung ausdrücken und so Teil eines 
grösseren Ganzen werden, die für das 

Daniel Ammann, 
heute Ausbildungs-
verantwortlicher der 
Bethlehem Mission 
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Leben und nicht für den Tod Partei er-
greifen. Ich bin Teil einer grösseren Be-
wegung geworden. Mir gelang es in all 
meinen Berufsjahren als 'eologe in 
der Kirchlichen Jugendarbeit und spä-
ter dann in der Bildungs- und Sensibili-
sierungsarbeit bei der Bethlehem Mis-
sion Immensee  oder  bei  der Missions-
konferenz, mit einem Fuss in der Soli-
daritäts- und Kampagnenarbeit zu Süd-
afrika drin zu bleiben. 

Die Kontakte zu Menschen und Bewe-
gungen in der Schweiz, welche die Kam-
pagne zur Entschuldung und Entschä-
digung im Südlichen Afrika K 
tragen, erweitern meinen Blick auf die 
schweizerische und internationale Rea-
lität. Durch sie komme ich in Kontakt 

mit politischen Erfahrungen und Sicht-
weisen, die meinen kirchlichen Hori-
zont aufreissen. Und wir können ge-
meinsam Ausschau halten nach dem 
Kairos heute, der guten Möglichkeit, der 
Chance, die wir gemeinsam nutzen kön-
nen. Und wir stellen so die strukturellen 
Mechanismen der Verdrängung unserer 
Verantwortung zu einem Land wie Süd-
afrika auch heute in Frage. Und wir blei-
ben weiter dran und lassen die Aufar-
beitung der Geschichte der Beziehungen 
zwischen der offiziellen Schweiz und 
dem Apartheidstaat nicht ad acta legen. 
Und dabei werden wir immer wieder 
ermutigt durch Begegnungen mit Gäs-
ten aus Südafrika. Und wir vergessen 
nicht einzustimmen in den Chor der 
Stimmen, die singen, Nkosi Sikelel’i 
Afrika – Gott segne Afrika.








